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Familienrecht – Scheidung
Familienrecht – Sorgerecht für Kinder
Familienrecht – Unterhaltspflichten
Wirtschaftsrecht – Vertrag
Wirtschaftsrecht – Haftpflicht
Gebührenordnung für Rechtsberufe
1. Solicitor (solisitoriai)
Dieses Berufsbild existiert in Litauen nicht.
2. Rechtsanwalt (advokatai)
Die Honorare von Rechtsanwälten sind in Litauen nicht offiziell geregelt. Sie hängen von der Komplexität des Falls und vom Ressourcenbedarf ab. Die 
Gebühren dürfen jedoch den empfohlenen und von dem  sowie dem  Justizminister Vorsitzenden des Rates der litauischen Anwaltskammer (Lietuvos 

.advokatų tarybos pirmininkas) gebilligten Höchstbetrag nicht überschreiten
3. Barrister (baristeriai)
Dieses Berufsbild existiert in Litauen nicht.
4. Gerichtsvollzieher
Ein Gerichtsvollzieher wird nur beauftragt, wenn der Schuldner der Entscheidung des Gerichts nicht nachkommt und ein vollstreckbarer Titel vorliegt. Betrag, 
Zahlungsmodalitäten und Erlass von Vollstreckungskosten sind in den Anweisungen zur  geregelt. Alle Vollstreckungskosten müssen Urteilsvollstreckung
vom Vollstreckungsgläubiger getragen werden. Die Gerichtsvollziehergebühren müssen während oder nach der gerichtlichen Pfändung vom Schuldner 
eingezogen werden.
Der Betrag ist abhängig von der Art der Vollstreckung und der Zahl der durchgeführten Vollstreckungsmaßnahmen. Einige Vollstreckungskosten sind 
Fixkosten, andere werden zu einem Stundensatz von 60 LTL oder anteilig zum Wert des Vermögens, das der Vollstreckung unterliegt, berechnet.
Fixkosten
Fixkosten im Zivilverfahren
Fixkosten für die prozessführende Partei im Zivilverfahren
Die Prozesskosten im  setzen sich zusammen aus den Stempelgebühren sowie den Kosten für den Anwalt, die Zustellung von Zivilverfahren
Gerichtsdokumenten, Sachverständige, Zeugen, gerichtliche Pfändung usw. In einigen Fällen ist die Stempelgebühr in der Zivilprozessordnung festgehalten. 
Die Prozesskosten sind in Abschnitt VIII der  (Civilinio proceso kodeksas) geregelt.Zivilprozessordnung
Phase des Zivilverfahrens, in der die Fixkosten der prozessführenden Parteien fällig werden
Die Stempelgebühren werden üblicherweise entrichtet, bevor die Sache vor Gericht verhandelt wird.
Fixkosten im Strafverfahren
Fixkosten für die prozessführenden Parteien im Strafverfahren
In Strafverfahren gibt es keine Fixkosten.
Fixkosten in verfassungsrechtlichen Verfahren
Fixkosten für die prozessführenden Parteien in einem verfassungsrechtlichen Verfahren
Verfassungsrechtliche Verfahren sind kostenlos, können jedoch nicht von jedermann eingeleitet werden.
Informationspflichten des Rechtsanwalts/Rechtsbeistands
Der Rechtsanwalt/Rechtsbeistand unterliegt keinerlei gesetzlichen Informationspflichten.
Von der obsiegenden Partei zu tragende Kosten
Die Prozesskosten sind in Abschnitt VIII der Zivilprozessordnung geregelt.
Kostenfestsetzung – Rechtsgrundlagen
Wo sind weitere Informationen über die Kostenfestsetzung in Litauen erhältlich?

Weitere Informationen sind dem  zu entnehmen.
In welchen Sprachen sind Informationen über die Kostenfestsetzung in Litauen erhältlich?
Die Informationen sind in englischer Sprache erhältlich.
Wo kann man sich über Mediation informieren?
Weitere Informationen bietet die Website über das .
Prozesskostenhilfe
Voraussetzungen für die Gewährung von Prozesskostenhilfe
Das litauische Gesetz unterscheidet zwischen zwei Arten von staatlich gewährter Prozesskostenhilfe:

Familienrecht – Scheidung
Familienrecht – Sorgerecht für Kinder
Familienrecht – Unterhaltspflichten
Wirtschaftsrecht – Vertrag
Wirtschaftsrecht – Haftpflicht
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gerichtliche Mediationsverfahren

Die  (pirminė teisinė pagalba) umfasst Prozesskostenhilfe nach Maßgabe des Gesetzes über staatlich garantierte „primäre Prozesskostenhilfe“
Prozesskostenhilfe, Rechtsberatung sowie die Abfassung von Schriftstücken zur Vorlage bei zentralstaatlichen und kommunalen Behörden mit Ausnahme 
von Verfahrensunterlagen. Ebenfalls von der Prozesskostenhilfe abgedeckt sind Beratungen zur außergerichtlichen oder gütlichen Streitbeilegung sowie die 
Ausarbeitung von Vergleichsvereinbarungen.
Die  (antrinė teisinė pagalba) umfasst die Abfassung von Schriftstücken sowie die Verteidigung und Vertretung vor Gericht. „sekundäre Prozesskostenhilfe“
Sie erstreckt sich auch auf Vollstreckungsmaßnahmen sowie die Vertretung während der außergerichtlichen Phase im Vorfeld der Verhandlung, wenn ein 
solches Verfahren gesetzlich oder durch einen Gerichtsbeschluss vorgesehen ist. Die Prozesskostenhilfe deckt außerdem die Prozesskosten in 
Zivilverfahren, in Verwaltungsverfahren sowie für eine Zivilklage in einer Strafsache ab.



Alle Staatsbürger der Republik Litauen und der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, alle sonstigen natürlichen Personen mit rechtmäßigem 
Wohnsitz in Litauen oder einem anderen EU-Mitgliedstaat sowie alle anderen Personen, die hierfür aufgrund der von Litauen unterzeichneten internationalen 
Abkommen in Frage kommen, haben unabhängig von ihrem Einkommen Anspruch auf primäre Prozesskostenhilfe.
Alle Staatsbürger der Republik Litauen und der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie alle sonstigen natürlichen Personen mit 
rechtmäßigem Wohnsitz in der Republik Litauen oder einem anderen EU-Mitgliedstaat können einen Antrag auf sekundäre Prozesskostenhilfe stellen. Damit 
der Antrag gewährt wird, dürfen Vermögen und Jahreseinkommen einer Person die im Gesetz über staatliche Prozesskostenhilfe festgelegten Obergrenzen 
nicht übersteigen.
Die Bedürftigkeit bemisst sich nach einheitlichen Schwellenwerten (wer einen bestimmten Betrag unterschreitet, gilt als bedürftig.
Anspruch auf Prozesskostenhilfe
Zur Ermittlung des Anspruchs auf Prozesskostenhilfe werden  zugrunde gelegt. So dürfen weder zwei verschiedene Vermögens- und Einkommensgrenzen
die Höhe des Vermögens und des Einkommens des Antragstellers noch sein jährliches Nettoeinkommen (in den vergangenen zwölf Monaten) die gesetzlich 
festgelegten Obergrenzen für einen vollen bzw. teilweisen Anspruch überschreiten.
Bei der Gewährung von sekundärer Prozesskostenhilfe ist Bedürftigkeit jedoch nicht das einzige Kriterium.
Ein  Anspruch auf Prozesskostenhilfe besteht, wenn das Jahreseinkommen einer Person 8 000 LTL (2 318,8 EUR) zzgl. 3 000 LTL (869,6 EUR) für voller
jeden Unterhaltsberechtigten nicht übersteigt. Ein  Anspruch auf Prozesskostenhilfe besteht, wenn das Jahreseinkommen einer Person 12 000 LTL teilweiser
(3 478,2 EUR) zzgl. 4 400 LTL (1 275,3 EUR) für jeden Unterhaltsberechtigten nicht übersteigt. Die Verpflichtungen des Antragstellers gegenüber seinen 
Unterhaltsberechtigten werden bei der Feststellung der Bedürftigkeit nicht berücksichtigt.
Die vermögens- und einkommensabhängige sekundäre Prozesskostenhilfe wird gewährt in Höhe von

Den in Artikel 12 des Prozesskostenhilfegesetzes genannten Personen (siehe unten) muss der Staat unabhängig von Vermögen und Einkommen zu 100 % 
sekundäre Prozesskostenhilfe gewähren. Eine Ausnahme bilden Personen, die frei über ihr Vermögen und Einkommen verfügen können (siehe Artikel 12 
Unterabsatz 6). In ihrem Fall übernimmt der Staat 50 % der sekundären Prozesskostenhilfe.
Folgende Personengruppen haben gemäß Artikel 12 des litauischen Prozesskostenhilfegesetzes unabhängig von der festgestellten Vermögens- und 

 Anspruch auf sekundäre Prozesskostenhilfe:Einkommenshöhe

Vergütung von Sachverständigen
Das Gericht entschädigt Sachverständige für den Verdienstausfall – an ihrer Arbeitsstelle oder bei ihrer üblichen Tätigkeit – an jedem Tag, den sie vor 
Gericht verbringen. Sachverständige werden für die Durchführung erforderlicher Untersuchungen bezahlt. Außerdem werden ihnen die Ausgaben im 
Zusammenhang mit ihrem Erscheinen vor Gericht sowie Reise- und Unterkunftskosten vergütet und ein Taggeld gewährt. Eine Partei, die die Hinzuziehung 
eines Sachverständigen beantragt, muss eine vom Gericht festgesetzte  leisten. Beantragen beide Parteien die Hinzuziehung eines Vorauszahlung
Sachverständigen, wird die Vorauszahlung von den Parteien zu gleichen Teilen getragen. Die Vorauszahlung wird auf ein Sonderkonto des Gerichts 
überwiesen.
Lädt das Gericht in gesetzlich (z.B. in der litauischen  - Lietuvos Respublikos civilinis kodeksas) geregelten Fällen von sich aus  Zivilprozessordnung Zeugen
(liudytojai) oder  ((ekspertai)  Dabei kann es sich um eine Sachverständige , werden die dafür anfallenden Kosten aus dem Staatshaushalt beglichen.
Untersuchung oder eine Inaugenscheinnahme eines Tatortes handeln.
Die Höhe der Vorauszahlung richtet sich nach den voraussichtlichen Kosten. Das Gericht vergütet die Arbeit der Sachverständigen, sobald diese ihre 
Aufgabe erfüllt haben. Es begleicht auch die Kosten für von Spezialeinrichtungen in Rechnung gestellte Untersuchungen. Diese Zahlungen erfolgen über 
das Sonderkonto des Gerichts bei einem ortsansässigen Geldinstitut. Die an Sachverständige und Spezialeinrichtungen entrichteten Summen müssen, 
wenn kein Vorschuss von den Parteien verlangt wurde, vom Sonderkonto des Gerichts beglichen und von der unterlegenen Partei oder bei teilweise 

 Das  setzt die maximale Höhe dieser Kosten fest.abgewiesenen Forderungen anteilsmäßig von den Parteien getragen werden. Justizministerium
Vergütung von Übersetzern und Dolmetschern
Das Gericht entschädigt Übersetzer für den Verdienstausfall – an ihrer Arbeitsstelle oder bei ihrer üblichen Tätigkeit – an jedem Tag, den sie vor Gericht 
verbringen. Übersetzer werden für ihre Übersetzungstätigkeit bezahlt. Außerdem werden ihnen die Ausgaben im Zusammenhang mit ihrem Erscheinen vor 
Gericht sowie Reise- und Unterkunftskosten vergütet und ein Taggeld gewährt. Eine Partei, die dem Gericht Unterlagen vorlegt und deren Übersetzung in 
eine Fremdsprache wünscht, muss eine vom Gericht festgesetzte Vorauszahlung leisten.

100 % – wenn aufgrund von Vermögen und Einkommen der Person ein voller Anspruch besteht
50 % – wenn aufgrund von Vermögen und Einkommen der Person ein teilweiser Anspruch besteht.

Personen in Strafverfahren (gemäß Artikel 51 der Strafprozessordnung) und in anderen gesetzlich festgelegten Verfahren, in denen die physische 
Anwesenheit eines Verteidigers vorgeschrieben ist
die Geschädigten in Schadenersatzverfahren bei Schäden infolge unerlaubter Handlungen einschließlich der Geltendmachung von Ansprüchen auf 
Schadenersatz im Rahmen eines Strafverfahrens
Personen, denen Sozialhilfe für Familien  bzw. Alleinlebende mit niedrigem Einkommen gemäß litauischem Recht gewährt wird
Personen in Pflegeheimen
Schwerbehinderte, erwerbsunfähige Personen, Personen im Rentenalter, Personen mit ausgeprägten besonderen Bedürfnissen. Auch ein Vormund 
(Pfleger) hat Anspruch auf Prozesskostenhilfe, wenn er sie zur Vertretung und Wahrung der Rechte und Interessen seines Mündels (Pflegekinds) benötigt
Personen, die nachgewiesen haben, dass sie aus objektiven Gründen nicht über ihr Vermögen und ihre Mittel verfügen können und deren frei verfügbares 
Vermögen und Jahreseinkommen aus den genannten Gründen die gesetzlich festgelegten Schwellenwerte für die Gewährung von Prozesskostenhilfe nicht 
überschreitet
Personen, die an schweren psychischen Störungen leiden, sofern es um ihre Zwangseinweisung und -behandlung nach dem Gesetz über Hilfen für 
psychisch Kranke geht. Auch ein Vormund (Pfleger) hat Anspruch auf Prozesskostenhilfe, wenn er sie zur Vertretung und Wahrung der Rechte und 
Interessen seines Mündels (Pflegekinds) benötigt
Schuldner im Pfändungsverfahren, wenn in dessen einzige Wohnung vollstreckt wird
Eltern oder andere Bevollmächtigte Minderjähriger im Zusammenhang mit Ausweisungsverfahren
Minderjährige, wenn sich diese zur Wahrung ihrer gesetzlich geschützten Rechte oder Interessen eigenständig an ein Gericht wenden, mit Ausnahme von 
Personen, die nach dem Gesetz die Ehe eingegangen sind oder vom Gericht für geschäftsfähig erklärt wurden
Personen, die sich in einem Verfahren zur Feststellung ihrer Geschäftsfähigkeit als nicht geschäftsfähig erwiesen haben
Personen in Verfahren, bei denen es um die Eintragung einer Geburt geht
Sonstige Personen in Angelegenheiten, die in den von der Republik Litauen unterzeichneten Verträgen vorgesehen sind.



Das Gericht muss die Kosten für Übersetzer aus den hierfür vorgesehenen staatlichen Mitteln decken, es sei denn, es handelt sich um die Übersetzung von 
den Parteien vorgelegten Verfahrensunterlagen in eine Fremdsprache. Die Kosten für Dolmetsch- und Übersetzungsleistungen während einer Verhandlung 
sind aus dem . Das Justizministerium setzt die maximale Höhe dieser Kosten fest.Staatshaushalt zu begleichen
Dokumente zum Thema
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Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 1 – familienrecht – scheidung - Litauen
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Scheidung) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, der Partei, die die Scheidung einreicht, Auskunft über die 
Prozesskosten bei folgenden Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar heiratet. Später trennt sich das Paar und beschließt, sich scheiden zu lassen.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Zwei Staatsangehörige des Mitgliedstaats A heiraten in Mitgliedstaat A. Nach der Hochzeit zieht das Paar in einen anderen 
Mitgliedstaat (Mitgliedstaat B) und nimmt dort seinen Wohnsitz. Kurz darauf trennt sich das Paar und die Ehefrau kehrt in den Mitgliedstaat A zurück, 
während der Ehemann im Mitgliedstaat B bleibt. Das Paar beschließt, sich scheiden zu lassen. Kurz nach ihrer Rückkehr in Mitgliedstaat A reicht die Ehefrau 
in Mitgliedstaat B die Scheidung ein.
Kosten in Litauen
Kosten für erstinstanzliche Verfahren, Rechtsmittelverfahren und Verfahren der alternativen Streitschlichtung (ADR)

Fallstudie
Erstinstanzliches Verfahren

Gerichtsgebühren nach Eingang der 
Klage/des Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren

Fall A Bei Ehepartnern, die eine Scheidung in 
beiderseitigem Einvernehmen 
beantragen, entfallen die Kosten für die 
Gerichtsverhandlung.

Parteien eines Verfahrens entrichten 10 LTL 
für jede zusätzliche Kopie eines 
Gerichtsdokuments und 1 LTL pro Seite.

Die unterlegene Partei übernimmt die 
Gerichtskosten der obsiegenden 
Partei, auch wenn erstere nicht zur 
Zahlung von Gerichtskosten an den 
Staat verpflichtet ist.

Fall B Für ausländische natürliche oder 
juristische Personen gelten hinsichtlich 
Befreiung, Minderung, Stundung und 
Fristen im Zusammenhang mit 
Zahlungen dieselben Bedingungen wie 
für litauische Staatsbürger.

Wie oben Wie oben

Fallstudie
Rechtsmittelverfahren

Gerichtsgebühren nach Eingang der 
Klage/des Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren

Fall A Bei Ehepartnern, die eine Scheidung 
in beiderseitigem Einvernehmen 
beantragen, entfallen die Kosten für 
die Gerichtsverhandlung.

Parteien eines Verfahrens entrichten 10 LTL 
für jede zusätzliche Kopie eines 
Gerichtsdokuments und 1 LTL pro Seite.

Die unterlegene Partei übernimmt die 
Gerichtskosten der obsiegenden Partei, 
auch wenn erstere nicht zur Zahlung von 
Gerichtskosten an den Staat verpflichtet 
ist.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie
Alternativen Streitschlichtung

Existiert diese Option für den beschriebenen Fall? Kosten

Fall A Ja. Nachdem in einem Vorgespräch die wesentlichen Streitpunkte 
geklärt wurden, bietet das Gericht den Parteien die Möglichkeit, 
einen für beide Seiten annehmbaren Kompromiss zu schließen 
und die Sache gütlich beizulegen.

Kostenlos

Fall B Wie oben Wie oben

Rechtsanwalt, Gerichtsvollzieher und Sachverständiger

Fallstudie
Rechtsanwalt

Besteht Anwaltszwang? Durchschnittliche Kosten

Fall A Nein
Vgl. Abschnitt „Gebührenordnung für Rechtsberufe“ 
in der Rubrik „Verfahrenskosten“

Fall B Wie oben Wie oben
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Fallstudie 1 – familienrecht – scheidung - Litauen
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Scheidung) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, der Partei, die die Scheidung einreicht, Auskunft über die 
Prozesskosten bei folgenden Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar heiratet. Später trennt sich das Paar und beschließt, sich scheiden zu lassen.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Zwei Staatsangehörige des Mitgliedstaats A heiraten in Mitgliedstaat A. Nach der Hochzeit zieht das Paar in einen anderen 
Mitgliedstaat (Mitgliedstaat B) und nimmt dort seinen Wohnsitz. Kurz darauf trennt sich das Paar und die Ehefrau kehrt in den Mitgliedstaat A zurück, 
während der Ehemann im Mitgliedstaat B bleibt. Das Paar beschließt, sich scheiden zu lassen. Kurz nach ihrer Rückkehr in Mitgliedstaat A reicht die Ehefrau 
in Mitgliedstaat B die Scheidung ein.



Fallstudie
Gerichtsvollzieher

Muss ein Gerichtsvollzieher in Anspruch 
genommen werden?

Kosten vor Urteilsverkündung Kosten nach Urteilsverkündung

Fall A Nein
Nein. Der Gerichtsvollzieher wird erst nach 
Erlass eines vollstreckbaren Titels tätig.

In Abhängigkeit von den Anweisungen zur 
Vollstreckung des Urteils. Die Kosten werden 
beim Schuldner eingezogen.
Der Betrag ist abhängig von der Art der 
Vollstreckung und der Zahl der 
durchgeführten Vollstreckungsmaßnahmen. 
Möglich sind ein Festbetrag, ein Stundensatz 
von 60 LTL oder ein bestimmter Prozentsatz 
der zu pfändenden Gegenstände..

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie
Sachverständiger

Muss ein Sachverständiger in Anspruch genommen werden? Kosten

Fall A

Das Gericht kann mit Einverständnis der Parteien in Fragen, die ein 
besonderes Wissen in Bereichen wie z.B. Wissenschaft, Medizin, 
Kunst, Technik oder Handwerk erfordern, einen Sachverständigen 
hinzuziehen oder ein Gutachten erstellen lassen.

Die antragstellende Partei muss eine Vorauszahlung in Höhe einer 
vom Gericht festgesetzten Summe leisten. Der Staat oder eine dazu 
autorisierte Einrichtung legt den Maximalbetrag fest. Die unterlegene 
Partei übernimmt die Gerichtskosten der obsiegenden Partei, auch 
wenn erstere nicht zur Zahlung von Gerichtskosten an den Staat 
verpflichtet ist.

Fall B Wie oben Wie oben

Kosten für Zeugenentschädigung, Sicherheitsleistungen und andere einschlägige Gebühren

Fallstudie Zeugenentschädigung Sicherheitsleistung Andere Gebühren

Erhalten Zeugen eine 
Entschädigung?

Kosten Gibt es das? 
Wann und wie 
wird davon 
Gebrauch 
gemacht?

Kosten Beschreibung Kosten

Fall A Ja, die 
Zeugenentschädigungen 
zählen zu den 
Verhandlungskosten.

Vgl. Abschnitt 
„Vergütung von 
Sachverständigen
“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten
“.

Vgl. Abschnitt 
„Vergütung von 
Sachverständigen
“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten
“.

Das Gericht muss 
die materielle 
Situation der 
zahlungspflichtigen 
Partei 
berücksichtigen. 
Der Betrag hängt 
von der Art des 
Verfahrens ab und 
darf maximal 
100 000 LTL 
ausmachen.

Sonstige Kosten:
1) Lokaltermin
2) Suche nach dem 
Beklagten;
3) Zustellung von 
Gerichtsdokumenten
4) Zustellung der 
Gerichtsentscheidung
5) Kostenersatz für 
die Tätigkeit als 
Vormund
6) sonstige 
erforderliche und 
begründete Kosten.

Vgl. Abschnitt über 
Sachverständigenkosten. 
Die Kosten für die Suche 
nach dem Antragsgegner 
müssen von der Partei, 
die die Suche beantragt 
hat, oder vom Gericht 
übernommen werden.
Vgl. Abschnitt über 
Gerichtsvollzieherkosten.
Die Vertretungstätigkeit 
eines Vormunds wird auf 
der Grundlage der vom 
Staat oder einer dazu 
autorisierten Einrichtung 
festgelegten Sätze und 
Verfahren vergütet. Die 
Vertretungskosten 
werden von der Partei 
getragen, auf deren 
Antrag ein Vormund 
bestellt wird. Die Kosten 
sind im Voraus zu 
bezahlen.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Prozesskostenhilfe und sonstige Erstattungen

Fallstudie

Prozesskostenhilfe

Voraussetzungen?



Wann und unter welchen 
Voraussetzungen wird 
Prozesskostenhilfe gewährt?

Wann erfolgt eine komplette 
Kostenübernahme?

Fall A Zum Anspruch auf primäre 
Prozesskostenhilfe siehe Abschnitt 
„Prozesskostenhilfe“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.
Zum Anspruch auf sekundäre 
Prozesskostenhilfe siehe Abschnitt 
„Prozesskostenhilfe“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Bei der primären 
Prozesskostenhilfe übernimmt 
der Staat 100 % der Kosten.
Bei der sekundären 
Prozesskostenhilfe werden 
Vermögen und Einkommen 
einer Person berücksichtigt (vgl. 
Abschnitt über 
Prozesskostenhilfe in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“).

Personen, die primäre Prozesskostenhilfe erhalten möchten, 
können bei der für ihren Wohnort zuständigen 
Kommunalbehörde einen entsprechenden Antrag stellen.
Personen, die sekundäre Prozesskostenhilfe erhalten 
möchten, müssen ihrem Antrag die erforderlichen Belege 
beifügen.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie

Erstattung

Kann die obsiegende 
Partei die Erstattung 
der Streitkosten 
verlangen?

Wenn keine komplette 
Kostenerstattung erfolgt: 
Wie hoch ist der Anteil, der 
üblicherweise erstattet wird?

Welche Kosten sind nicht 
erstattungsfähig?

Gibt es Fälle, in denen die Prozesskostenhilfe 
zurückzuzahlen ist?

Fall A Für Ehepartner, die 
sich einvernehmlich 
scheiden lassen, 
fallen keine 
Streitkosten an.

Die vom Staat gewährte 
Prozesskostenhilfe und die beim 
Schuldner im Rahmen des 
Vollstreckungsverfahrens 
angefallenen Kosten.

Wenn aus den in Artikel 23 Absatz 1 
Unterabsätze 1, 2 und 6 des einschlägigen 
Gesetzes genannten Gründen keine 
sekundäre Prozesskostenhilfe mehr gewährt 
wird. Die Kosten können von der Person, der 
die Prozesskostenhilfe gewährt wurde, mittels 
des gesetzlich vorgesehenen Verfahrens 
zurückgefordert werden.
Steht nach der Kostenübernahme eine 
Versicherung für die Kosten ein, ist die 
sekundäre Prozesskostenhilfe dem 
Staatshaushalt binnen eines Monats nach 
Erhalt der Versicherungssumme nach dem 
vom Justizminister festgelegten Verfahren 
zurückzuerstatten. Erstattet die betreffende 
Person die Kosten nicht zurück, werden sie 
nach dem geltenden Verfahren eingezogen.
Wird sekundäre Prozesskostenhilfe nach 
Artikel 12 Unterabsatz 6 des einschlägigen 
Gesetzes gewährt und ändern sich die 
Umstände (Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 1), 
muss die betreffende Person die sekundäre 
Prozesskostenhilfe dem Staatshaushalt 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist 
zurückerstatten  Erstattet die betreffende .
Person die Kosten nicht zurück, werden sie 
nach dem geltenden Verfahren eingezogen.
Wenn 50 % der sekundären 
Prozesskostenhilfe vom Staat übernommen 
werden und der Antragsteller innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist seiner Verpflichtung 
zur Zahlung der anderen 50 % der Kosten des 
Zivil- oder Verwaltungsverfahrens nicht 
nachkommt, kann das Verfahren ohne 
Gerichtsentscheidung eingestellt werden. In 
diesem Fall muss der Antragsteller dem 
Staatshaushalt die sekundäre 
Prozesskostenhilfe innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist zurückerstatten. Der 
Staat wird durch die zuständige Behörde 
vertreten.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Kosten für Übersetzungs- und Dolmetschleistungen



Fallstudie
Übersetzung Dolmetschen Andere Kosten bei 

grenzübergreifenden Streitsachen

Wann und unter 
welchen 
Voraussetzungen sind 
Übersetzungsleistungen 
notwendig?

Ungefähre Kosten

Wann und unter welchen 
Voraussetzungen sind 
Dolmetschleistungen 
notwendig?

Ungefähre Kosten Beschreibung Ungefähre Kosten

Fall A

Alle Gerichtsunterlagen 
und deren Anhänge 
müssen dem Gericht in 
der Amtssprache 
vorgelegt werden.

Eine Partei, deren 
Gerichtsunterlagen in eine 
Fremdsprache übersetzt 
werden müssen, muss zur 
Deckung der Kosten eine 
vom Gericht festgesetzte 
Anzahlung leisten. 
Beantragen beide Parteien 
eine Übersetzung, wird die 
Anzahlung von den Parteien 
zu gleichen Teilen geleistet.

Personen, die der 
Amtssprache nicht 
mächtig sind, haben 
während des Verfahrens 
ein Anrecht auf 
Dolmetsch- bzw. 
Übersetzungsleistungen.

Die Kosten für 
Dolmetsch- und 
Übersetzungsleistungen 
trägt das Gericht aus 
Haushaltsmitteln.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 2 – familienrecht – sorgerecht - Litauen
In this case study on family law – custody of the children, Member States were asked to advise the suing party on litigation costs on litigation costs in order to 
consider the following situations:
Case A – National situation: Two persons have lived together unmarried for a number of years. They have a three year old child when they separate. A court 
decision grants custody of the child to the mother and a right of access to the father. The mother sues to limit the father’s right of access.
Case B – Transnational situation where you are a lawyer in Member State A: Two persons have lived together unmarried in a Member State (Member State 
B) for a number of years. They have a child together but separate immediately after the child’s birth. A court decision in Member State B gives the child’s 
custody to the mother with a right of access to the father. The mother and the child move to live in another Member State (Member State A) as authorized to 
do so by the Court decision and the father remains in Member State B. A few years later, the mother sues in Member State A to change the father’s right of 
access.
Kosten in Litauen
Kosten für erstinstanzliche Verfahren, Rechtsmittelverfahren und Verfahren der alternativen Streitschlichtung (ADR)

Fallstudie
Erstinstanzliches Verfahren Rechtsmittelverfahren

Gerichtsgebühren nach 
Eingang der Klage/des 
Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren
Gerichtsgebühren nach 
Eingang der Klage/des 
Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren

Fall A

Die amtlichen Gebühren 
für Streitigkeiten 
getrennt lebender 
Elternteile zum 
Umgangsrecht betragen 
100 LTL. Das Gericht 
kann diesen Betrag 
entsprechend dem im 
jeweiligen Quartal 
anwendbaren 
Verbraucherpreisindex 
(derzeit 132) anpassen.

Parteien eines 
Verfahrens entrichten 
10 LTL für jede 
zusätzliche Kopie 
eines 
Gerichtsdokuments 
und 1 LTL pro Seite.

Die unterlegene 
Partei übernimmt 
die Gerichtskosten 
der obsiegenden 
Partei, auch wenn 
erstere nicht zur 
Zahlung von 
Gerichtskosten an 
den Staat 
verpflichtet ist.

Die amtlichen Gebühren 
für Streitigkeiten 
getrennt lebender 
Elternteile zum 
Umgangsrecht betragen 
100 LTL. Das Gericht 
kann diesen Betrag 
entsprechend dem im 
jeweiligen Quartal 
anwendbaren 
Verbraucherpreisindex 
(derzeit 132) anpassen.

Parteien eines 
Verfahrens entrichten 
10 LTL für jede 
zusätzliche Kopie 
eines 
Gerichtsdokuments 
und 1 LTL pro Seite.

Die unterlegene 
Partei übernimmt 
die Gerichtskosten 
der obsiegenden 
Partei, auch wenn 
erstere nicht zur 
Zahlung von 
Gerichtskosten an 
den Staat 
verpflichtet ist.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie
Alternative Streitbeilegung

Existiert diese Option für den beschriebenen Fall? Kosten

Fall A

Ja. Nachdem in einem Vorgespräch die wesentlichen Streitpunkte 
geklärt wurden, bietet das Gericht den Parteien die Möglichkeit, einen 
für beide Seiten annehmbaren Kompromiss zu schließen und die 
Sache gütlich beizulegen.

Kostenlos

Fall B Wie oben Wie in Fall A

Rechtsanwalt, Gerichtsvollzieher und Sachverständiger

Letzte Aktualisierung: 08/11/2019

Fallstudie 2 – familienrecht – sorgerecht - Litauen
In this case study on family law – custody of the children, Member States were asked to advise the suing party on litigation costs on litigation costs in order to 
consider the following situations:
Case A – National situation: Two persons have lived together unmarried for a number of years. They have a three year old child when they separate. A court 
decision grants custody of the child to the mother and a right of access to the father. The mother sues to limit the father’s right of access.
Case B – Transnational situation where you are a lawyer in Member State A: Two persons have lived together unmarried in a Member State (Member State 
B) for a number of years. They have a child together but separate immediately after the child’s birth. A court decision in Member State B gives the child’s 
custody to the mother with a right of access to the father. The mother and the child move to live in another Member State (Member State A) as authorized to 
do so by the Court decision and the father remains in Member State B. A few years later, the mother sues in Member State A to change the father’s right of 
access.



Fallstudie
Rechtsanwalt Gerichtsvollzieher

Besteht Anwaltszwang?
Durchschnittliche 
Kosten

Muss der Gerichtsvollzieher in 
Anspruch genommen werden?

Kosten vor 
Urteilsverkündung

Kosten nach 
Urteilsverkündung

Fall A Nein
Vgl. Abschnitt über die 
Gebührenordnung für 
Rechtsberufe.

Nein Nein

Nein. Der 
Gerichtsvollzieher wird erst 
nach Erlass eines 
vollstreckbaren Titels tätig.
Vollstreckungskosten: Der 
Gerichtsvollzieher erhält für 
jede Pfändungssache 60 
LTL, eine Vergütung von 
200 LTL sowie sonstige 
Vollstreckungskosten je 
nach Art und Menge der 
getroffenen 
Pfändungsmaßnahmen.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie
Sachverständiger

Muss ein Sachverständiger in Anspruch genommen werden? Kosten

Fall A

Das Gericht kann mit Einverständnis der Parteien in Fragen, die ein 
besonderes Wissen in Bereichen wie z.B. Wissenschaft, Medizin, 
Kunst, Technik oder Handwerk erfordern, einen Sachverständigen 
hinzuziehen oder ein Gutachten erstellen lassen.

Die antragstellende Partei muss eine Vorauszahlung in Höhe einer 
vom Gericht festgesetzten Summe leisten. Der Staat oder eine dazu 
autorisierte Einrichtung legt den Maximalbetrag fest. Die unterlegene 
Partei übernimmt die Gerichtskosten der obsiegenden Partei, auch 
wenn erstere nicht zur Zahlung von Gerichtskosten an den Staat 
verpflichtet ist.

Fall B Wie oben Wie oben

Kosten für Zeugenentschädigung, Sicherheitsleistungen und andere einschlägige Gebühren

Fallstudie
Zeugenentschädigung Sicherheitsleistung Andere Gebühren

Erhalten Zeugen eine 
Entschädigung?

Kosten

Gibt es das? Wann 
und wie wird davon 
Gebrauch 
gemacht?

Kosten Beschreibung Kosten

Fall A

Ja, die 
Zeugenentschädigungen 
zählen zu den 
Verhandlungskosten.

Vgl. Abschnitt 
„Vergütung von 
Sachverständigen“ 
in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Vgl. Abschnitt 
„Vergütung von 
Sachverständigen“ 
in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Das Gericht muss 
die materielle 
Situation de 
zahlungspflichtigen 
Partei 
berücksichtigen. 
Der Betrag hängt 
von der Art des 
Verfahrens ab und 
darf maximal 
100 000 LTL 
ausmachen.

Sonstige Kosten: 1) 
Lokaltermin; 2) Suche 
nach dem Beklagten; 3) 
Zustellung von 
Gerichtsdokumenten; 4) 
Erfüllung der 
Gerichtsentscheidung; 5) 
Kostenersatz für die 
Tätigkeit als Vormund; 6) 
sonstige erforderliche 
und begründete Kosten.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von 
Sachverständigen“ in der 
Rubrik „Verfahrenskosten“.
Die Kosten für die Suche nach 
dem Antragsgegner müssen 
von der Partei, die die Suche 
beantragt hat, oder vom 
Gericht übernommen werden.
Vgl. Abschnitt über 
Gerichtsvollzieherkosten.
Die Vertretungstätigkeit eines 
Vormunds wird auf der 
Grundlage der vom Staat oder 
einer dazu autorisierten 
Einrichtung festgelegten Sätze 
und Verfahren vergütet. Die 
Vertretungskosten werden von 
der Partei getragen, auf deren 
Antrag ein Vormund bestellt 
wird. Die Kosten sind im 
Voraus zu bezahlen.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Prozesskostenhilfe und sonstige Erstattungen

Fallstudie
Prozesskostenhilfe



Wann und unter welchen 
Voraussetzungen wird 
Prozesskostenhilfe gewährt?

Wann erfolgt eine komplette 
Kostenübernahme?

Voraussetzungen?

Fall A

Zum Anspruch auf primäre 
Prozesskostenhilfe siehe Abschnitt 
„Prozesskostenhilfe“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten.
Zum Anspruch auf sekundäre 
Prozesskostenhilfe siehe Abschnitt 
„Prozesskostenhilfe“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Bei der primären Prozesskostenhilfe 
übernimmt der Staat 100 % der Kosten.
Bei der sekundären Prozesskostenhilfe 
werden Vermögen und Einkommen 
einer Person berücksichtigt (vgl. 
Abschnitt über Prozesskostenhilfe in 
der Rubrik „Verfahrenskosten“).

Personen, die primäre Prozesskostenhilfe 
erhalten möchten, können bei der für ihren 
Wohnort zuständigen Kommunalbehörde einen 
entsprechenden Antrag stellen.
Personen, die sekundäre Prozesskostenhilfe 
erhalten möchten, müssen ihrem Antrag die 
erforderlichen Belege beifügen.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie
Erstattung

Kann die obsiegende Partei die 
Erstattung der Streitkosten 
verlangen?

Welche Kosten sind nicht 
erstattungsfähig?

Gibt es Fälle, in denen die Prozesskostenhilfe zurückzuzahlen ist?

Fall A

Die obsiegende Partei kann sich 
die Prozesskosten von der 
unterlegenen Partei ersetzen 
lassen.

Die vom Staat gewährte 
Prozesskostenhilfe und die beim 
Schuldner im Rahmen des 
Vollstreckungsverfahrens 
angefallenen Kosten.

Wenn aus den in Artikel 23 Absatz 1 Unterabsätze 1, 2 und 6 des 
einschlägigen Gesetzes genannten Gründen keine sekundäre 
Prozesskostenhilfe mehr gewährt wird. Die Kosten können von der 
Person, der die Prozesskostenhilfe gewährt wurde, mittels des 
gesetzlich vorgesehenen Verfahrens zurückgefordert werden.
Steht nach der Kostenübernahme eine Versicherung für die Kosten ein, 
ist die sekundäre Prozesskostenhilfe dem Staatshaushalt binnen eines 
Monats nach Erhalt der Versicherungszahlung unter Berücksichtigung 
des vom Justizminister festgelegten Verfahrens zurückzuerstatten. 
Erstattet die betreffende Person die Kosten nicht zurück, werden sie 
nach dem geltenden Verfahren eingezogen.
Wird sekundäre Prozesskostenhilfe nach Artikel 12 Unterabsatz 6 des 
einschlägigen Gesetzes gewährt und ändern sich die Umstände (Artikel 
11 Absatz 2 Unterabsatz 1), muss die betreffende Person die sekundäre 
Prozesskostenhilfe dem Staatshaushalt innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist zurückerstatten  Erstattet die betreffende Person die Kosten nicht .
zurück, werden sie nach dem geltenden Verfahren eingezogen.
Wenn 50 % der sekundären Prozesskostenhilfe vom Staat übernommen 
werden und der Antragsteller innerhalb der vorgeschriebenen Frist 
seiner Verpflichtung zur Zahlung der anderen 50 % der Kosten des Zivil- 
oder Verwaltungsverfahrens nicht nachkommt, kann die Rechtssache 
ohne Gerichtsentscheidung eingestellt werden. In diesem Fall muss der 
Antragsteller dem Staatshaushalt die sekundäre Prozesskostenhilfe 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist zurückerstatten. Der Staat wird 
durch die zuständige Behörde vertreten.

Kosten für Übersetzungs- und Dolmetschleistungen

Fallstudie
Übersetzung Dolmetschen

Wann und unter 
welchen 
Voraussetzungen sind 
Übersetzungsleistungen 
notwendig?

Ungefähre Kosten
Wann und unter welchen Voraussetzungen 
sind Dolmetschleistungen notwendig?

Ungefähre Kosten

Fall A

Alle Gerichtsunterlagen 
und deren Anhänge 
müssen dem Gericht in 
der Amtssprache 
vorgelegt werden.

Eine Partei, deren 
Gerichtsunterlagen in 
eine Fremdsprache 
übersetzt werden 
müssen, muss zur 
Deckung der 
Gerichtskosten eine 
vom Gericht 
festgesetzte 
Vorauszahlung leisten. 
Beantragen beide 
Parteien eine 
Übersetzung, wird die 

Personen, die der Amtssprache nicht mächtig 
sind, haben während des Verfahrens ein 
Anrecht auf Dolmetsch- bzw. 
Übersetzungsleistungen.

Die Kosten für Dolmetsch- und 
Übersetzungsleistungen trägt das Gericht 
aus Haushaltsmitteln.



Vorauszahlung von den 
Parteien zu gleichen 
Teilen getragen.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 3 – familienrecht – unterhalt - Litauen
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Unterhalt) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Kläger Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet zusammengelebt. Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre 
alt. Das Gericht spricht der Mutter das Sorgerecht zu. Einziger Streitpunkt ist die Höhe des Unterhalts, den der Vater der Mutter für den Unterhalt und die 
Erziehung des Kindes schuldet. Die Mutter erhebt deswegen Klage.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug – Sie sind Rechtsanwalt in Mitgliedstaat A: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet in Mitgliedstaat B zusammengelebt. 
Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre alt. Das Gericht in Mitgliedstaat B spricht der Mutter das Sorgerecht zu. Mit Zustimmung des 
Vaters ziehen Mutter und Kind in einen anderen Mitgliedstaat (Mitgliedstaat A) und nehmen dort ihren Wohnsitz.
Einziger Streitpunkt ist die Höhe des Unterhalts, den der Vater der Mutter für den Unterhalt und die Erziehung des Kindes schuldet. Die Mutter erhebt 
deswegen in Mitgliedstaat A Klage.
Kosten in Litauen
Kosten für erstinstanzliche Verfahren, Rechtsmittelverfahren und Verfahren der alternativen Streitschlichtung (ADR)

Fallstudie
Erstinstanzliches Verfahren

Gerichtsgebühren nach Eingang der Klage/des 
Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren

Fall A

Für Kläger, die auf Unterhaltszahlungen 
klagen, fallen keine Kosten für die gerichtliche 
Anhörung an.

Parteien eines Verfahrens entrichten 10 LTL 
für jede zusätzliche Kopie eines 
Gerichtsdokuments und 1 LTL pro Seite.

Die unterlegene Partei übernimmt die 
Gerichtskosten der obsiegenden Partei, auch 
wenn erstere nicht zur Zahlung von 
Gerichtskosten an den Staat verpflichtet ist.

Fall B

Für ausländische natürliche oder juristische 
Personen gelten hinsichtlich Befreiung, 
Minderung, Stundung und Fristen im 
Zusammenhang mit der Zahlung von 
Prozesskosten dieselben Voraussetzungen 
wie für litauische Staatsbürger.

Wie oben Wie oben

Fallstudie
Rechtsmittelverfahren

Gerichtsgebühren nach Eingang der Klage/des 
Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren

Fall A

Für Kläger, die auf Unterhaltszahlungen 
klagen, fallen keine Kosten für die gerichtliche 
Anhörung an.

Parteien eines Verfahrens entrichten 10 LTL 
für eine zusätzliche Kopie eines 
Gerichtsdokuments und 1 LTL pro Seite.

Die unterlegene Partei übernimmt die 
Gerichtskosten der obsiegenden Partei, auch 
wenn erstere nicht zur Zahlung von 
Gerichtskosten an den Staat verpflichtet ist.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie
Alternative Streitschlichtung

Existiert diese Option für den beschriebenen Fall? Kosten

Fall A Ja. Nachdem in einem Vorgespräch die wesentlichen Streitpunkte 
geklärt wurden, bietet das Gericht den Parteien die Möglichkeit, einen 
für beide Seiten annehmbaren Kompromiss zu schließen und die 
Sache gütlich beizulegen.

Kostenlos

Fall B Wie oben Wie oben

Rechtsanwalt, Gerichtsvollzieher und Sachverständiger

Fallstudie
Rechtsanwalt

Besteht Anwaltszwang? Durchschnittliche Kosten

Fall A Nein Vgl. Abschnitt über die Gebührenordnung für Rechtsberufe.

Fall B Wie oben Wie oben

Gerichtsvollzieher

Letzte Aktualisierung: 08/11/2019

Fallstudie 3 – familienrecht – unterhalt - Litauen
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Unterhalt) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Kläger Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet zusammengelebt. Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre 
alt. Das Gericht spricht der Mutter das Sorgerecht zu. Einziger Streitpunkt ist die Höhe des Unterhalts, den der Vater der Mutter für den Unterhalt und die 
Erziehung des Kindes schuldet. Die Mutter erhebt deswegen Klage.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug – Sie sind Rechtsanwalt in Mitgliedstaat A: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet in Mitgliedstaat B zusammengelebt. 
Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre alt. Das Gericht in Mitgliedstaat B spricht der Mutter das Sorgerecht zu. Mit Zustimmung des 
Vaters ziehen Mutter und Kind in einen anderen Mitgliedstaat (Mitgliedstaat A) und nehmen dort ihren Wohnsitz.
Einziger Streitpunkt ist die Höhe des Unterhalts, den der Vater der Mutter für den Unterhalt und die Erziehung des Kindes schuldet. Die Mutter erhebt 
deswegen in Mitgliedstaat A Klage.



Fallstudie

Muss der Gerichtsvollzieher in Anspruch 
genommen werden?

Kosten vor Urteilsverkündung Kosten nach Urteilsverkündung

Fall A Nein Nein Nein. Der Gerichtsvollzieher wird erst nach 
Erlass eines vollstreckbaren Titels tätig.
Vollstreckungskosten:
1) Regelmäßige Unterhaltszahlungen werden 
mittels Lohnpfändung vollstreckt. Der 
Gerichtsvollzieher erhält für jede 
Pfändungssache 30 LTL sowie sonstige 
Vollstreckungskosten je nach Art und Anzahl 
der getroffenen Pfändungsmaßnahmen.
2) Werden Unterhaltszahlungen aus dem 
Vermögen des Schuldners vollstreckt, sind die 
Vollstreckungskosten und die Vergütung des 
Gerichtsvollziehers von der Höhe der 
Forderung abhängig.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie
Sachverständiger

Muss ein Sachverständiger in Anspruch genommen werden? Kosten

Fall A

Das Gericht kann mit Einverständnis der Parteien für Themen wie in 
Fragen, die ein besonderes Wissen in Bereichen wie z.B. 
Wissenschaft, Medizin, Kunst, Technik oder Handwerk erfordern, 
einen Sachverständigen hinzuziehen oder ein Gutachten erstellen 
lassen.

Die antragstellende Partei muss eine Vorauszahlung in Höhe einer 
vom Gericht festgesetzten Summe leisten. Der Staat oder eine dazu 
autorisierte Einrichtung legt den Maximalbetrag fest. Die unterlegene 
Partei übernimmt die Gerichtskosten der obsiegenden Partei, auch 
wenn erstere nicht zur Zahlung von Gerichtskosten an den Staat 
verpflichtet ist.

Fall B Wie oben Wie oben

Kosten für Zeugenentschädigung, Sicherheitsleistungen und andere einschlägige Gebühren

Fallstudie
Zeugenentschädigung Sicherheitsleistung

Erhalten Zeugen eine 
Entschädigung?

Kosten Gibt es das? Wann und wie wird 
davon Gebrauch gemacht?

Kosten

Fall A
Ja, die Zeugenentschädigungen 
zählen zu den 
Verhandlungskosten.

Ja, die Zeugenentschädigungen 
zählen zur den 
Verhandlungskosten.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von 
Sachverständigen“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von 
Sachverständigen“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie
Andere Gebühren

Beschreibung Kosten

Fall A Sonstige Kosten: 1) Lokaltermin; 2) Suche nach dem Beklagten; 3) 
Zustellung von Gerichtsdokumenten; 4) Erfüllung der 
Gerichtsentscheidung; 5) Kostenersatz für die Tätigkeit als Vormund; 
6) sonstige erforderliche und begründete Kosten.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von Sachverständigen“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“. Die Kosten für die Suche nach dem 
Antragsgegner müssen von der Partei, die die Suche beantragt hat, 
oder vom Gericht übernommen werden.
Vgl. Abschnitt über Gerichtsvollzieherkosten.
Die Vertretungstätigkeit eines Vormunds wird auf der Grundlage der 
vom Staat oder einer dazu autorisierten Einrichtung festgelegten Sätze 
und Verfahren vergütet. Die Vertretungskosten werden von der Partei 
getragen, auf deren Antrag ein Vormund bestellt wird. Die Kosten sind 
im Voraus zu bezahlen.

Fall B Wie oben Wie oben

Prozesskostenhilfe und sonstige Erstattungen

Fallstudie

Prozesskostenhilfe

Wann und unter welchen Voraussetzungen wird 
Prozesskostenhilfe gewährt?

Wann erfolgt eine komplette 
Kostenübernahme?

Voraussetzungen?

Fall A Bei der primären Prozesskostenhilfe 
übernimmt der Staat 100 % der Kosten.

Personen, die primäre Prozesskostenhilfe 
erhalten möchten, können bei der für ihren 



Zum Anspruch auf primäre Prozesskostenhilfe siehe 
Abschnitt „Prozesskostenhilfe“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten.
Zum Anspruch auf sekundäre Prozesskostenhilfe 
siehe Abschnitt „Prozesskostenhilfe“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Bei der sekundären Prozesskostenhilfe 
werden Vermögen und Einkommen 
einer Person berücksichtigt (vgl. 
Abschnitt über Prozesskostenhilfe in der 
Rubrik „Verfahrenskosten“).

Wohnort zuständigen Kommunalbehörde einen 
entsprechenden Antrag stellen.
Personen, die sekundäre Prozesskostenhilfe 
erhalten möchten, müssen bei der 
Antragstellung Nachweise für ihre 
Anspruchsberechtigung vorlegen.

Fallstudie

Erstattung

Kann die obsiegende Partei die 
Erstattung der Streitkosten 
verlangen?

Wenn keine komplette 
Kostenerstattung erfolgt: Wie hoch 
ist der Anteil, der üblicherweise 
erstattet wird?

Welche Kosten sind nicht 
erstattungsfähig?

Gibt es Fälle, in denen die 
Prozesskostenhilfe zurückzuzahlen 
ist?

Fall A Die obsiegende Partei kann sich 
die Prozesskosten von der 
unterlegenen Partei ersetzen 
lassen.

Wenn aus den in Artikel 23 
Absatz 1 Unterabsätze 1, 2 und 6 
des einschlägigen Gesetzes 
genannten Gründen keine 
sekundäre Prozesskostenhilfe 
mehr gewährt wird Die Kosten 
können von der Person, der die 
Prozesskostenhilfe gewährt wurde, 
mittels des gesetzlich 
vorgesehenen Verfahrens 
zurückgefordert werden.
Steht nach der Kostenübernahme 
eine Versicherung für die Kosten 
ein, ist die sekundäre 
Prozesskostenhilfe dem 
Staatshaushalt binnen eines 
Monats nach Erhalt der 
Versicherungszahlung unter 
Berücksichtigung des vom 
Justizminister festgelegten 
Verfahrens zurückzuerstatten. 
Erstattet die betreffende Person 
die Kosten nicht zurück, werden 
sie nach dem geltenden Verfahren 
eingezogen.
Wird sekundäre Prozesskostenhilfe 
nach Artikel 12 Unterabsatz 6 des 
einschlägigen Gesetzes gewährt 
und ändern sich die Umstände 
(Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 
1), muss die betreffende Person 
die sekundäre Prozesskostenhilfe 
dem Staatshaushalt innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist 
zurückerstatten  Erstattet die .
betreffende Person die Kosten 
nicht zurück, werden sie nach dem 
geltenden Verfahren eingezogen.
Wenn 50 % der sekundären 
Prozesskostenhilfe vom Staat 
übernommen werden und der 
Antragsteller innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist seiner 
Verpflichtung zur Zahlung der 
anderen 50 % der Kosten des Zivil- 
oder Verwaltungsverfahrens nicht 
nachkommt, kann die Rechtssache 
ohne Gerichtsentscheidung 
eingestellt werden. In diesem Fall 
muss der Antragsteller dem 
Staatshaushalt die sekundäre 
Prozesskostenhilfe innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist 

Die vom Staat gewährte 
Prozesskostenhilfe und die beim 
Schuldner im Rahmen des 
Vollstreckungsverfahrens 
angefallenen Kosten.

Wenn aus den in Artikel 23 
Absatz 1 Unterabsätze 1, 2 und 6 
des einschlägigen Gesetzes 
genannten Gründen keine 
sekundäre Prozesskostenhilfe 
mehr gewährt wird Die Kosten 
können von der Person, der die 
Prozesskostenhilfe gewährt wurde, 
mittels des gesetzlich 
vorgesehenen Verfahrens 
zurückgefordert werden.
Steht nach der Kostenübernahme 
eine Versicherung für die Kosten 
ein, ist die sekundäre 
Prozesskostenhilfe dem 
Staatshaushalt binnen eines 
Monats nach Erhalt der 
Versicherungszahlung unter 
Berücksichtigung des vom 
Justizminister festgelegten 
Verfahrens zurückzuerstatten. 
Erstattet die betreffende Person 
die Kosten nicht zurück, werden 
sie nach dem geltenden Verfahren 
eingezogen.
Wird sekundäre Prozesskostenhilfe 
nach Artikel 12 Unterabsatz 6 des 
einschlägigen Gesetzes gewährt 
und ändern sich die Umstände 
(Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 
1), muss die betreffende Person 
die sekundäre Prozesskostenhilfe 
dem Staatshaushalt innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist 
zurückerstatten  Erstattet die .
betreffende Person die Kosten 
nicht zurück, werden sie nach dem 
geltenden Verfahren eingezogen.
Wenn 50 % der sekundären 
Prozesskostenhilfe vom Staat 
übernommen werden und der 
Antragsteller innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist seiner 
Verpflichtung zur Zahlung der 
anderen 50 % der Kosten des Zivil- 
oder Verwaltungsverfahrens nicht 
nachkommt, kann die Rechtssache 
ohne Gerichtsentscheidung 
eingestellt werden. In diesem Fall 
muss der Antragsteller dem 
Staatshaushalt die sekundäre 



zurückerstatten. Der Staat wird 
durch die zuständige Behörde 
vertreten.

Prozesskostenhilfe innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist 
zurückerstatten.
Muss sekundäre 
Prozesskostenhilfe eingezogen 
werden, ist eine Vertretung des 
Staats durch die zuständige 
Behörde erforderlich.

Kosten für Übersetzungs- und Dolmetschleistungen

Fallstudie
Übersetzung Dolmetschen

Wann und unter welchen 
Voraussetzungen sind 
Übersetzungsleistungen 
notwendig?

Ungefähre Kosten Wann und unter welchen 
Voraussetzungen sind 
Dolmetschleistungen notwendig?

Ungefähre Kosten

Fall A Alle Gerichtsunterlagen und deren 
Anhänge müssen dem Gericht in 
der Amtssprache vorgelegt 
werden.

Eine Partei, deren 
Gerichtsunterlagen in eine 
Fremdsprache übersetzt werden 
müssen, muss zur Deckung der 
Gerichtskosten eine vom Gericht 
festgesetzte Vorauszahlung 
leisten. Beantragen beide 
Parteien eine Übersetzung, wird 
die Vorauszahlung von den 
Parteien zu gleichen Teilen 
getragen.

Personen, die der Amtssprache 
nicht mächtig sind, haben 
während des Verfahrens ein 
Anrecht auf Dolmetsch- bzw. 
Übersetzungsleistungen.

Die Kosten für Dolmetsch- und 
Übersetzungsleistungen trägt das 
Gericht aus Haushaltsmitteln.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 4 – handelsrecht – vertragsrecht - Litauen
In dieser Fallstudie zum Handelsrecht (Vertragsrecht) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Verkäufer Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Unternehmen liefert Waren im Wert von 20 000 EUR. Der Käufer zahlt nicht, weil die Waren seiner Ansicht nach nicht 
dem entsprechen, was vereinbart war.
Der Verkäufer beschließt, auf Zahlung des vollen Kaufpreises zu klagen.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Unternehmen mit Sitz in Mitgliedstaat B liefert Waren im Wert von 20 000 EUR an einen Käufer in Mitgliedstaat A. Der 
Vertrag ist in der Sprache des Mitgliedstaats B abgefasst und unterliegt dem Recht dieses Staats. Der Käufer in Mitgliedstaat A zahlt nicht, weil die Waren 
seiner Ansicht nach nicht dem entsprechen, was vereinbart war. Der Verkäufer beschließt, in Mitgliedstaat A auf der Grundlage des geschlossenen 
Kaufvertrags auf Zahlung des vollen Kaufpreises zu klagen.
Kosten in Litauen
Kosten für erstinstanzliche Verfahren, Rechtsmittelverfahren und Verfahren der alternativen Streitschlichtung (ADR)

Fallstudie
Erstinstanzliches Verfahren Rechtsmittelverfahren ADR

Gerichtsgebühren 
nach Eingang der 
Klage/des Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren Gerichtsgebühren 
nach Eingang der 
Klage/des Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren Existiert diese 
Option für den 
beschriebenen 
Fall?

Fall A Stempelgebühr 
3 %, mindestens 
aber 50 LTL (bei 
dinglichen 
Klagen, in denen 
die Forderung 
maximal 100 000 
LTL bzw. 29 000 
EUR beträgt).

Parteien eines 
Verfahrens entrichten 
10 LTL für jede 
zusätzliche Kopie 
eines 
Gerichtsdokuments 
und 1 LTL pro Seite.

Kosten im 
Zusammenhang mit 
der Anhörung: 1) 
Lokaltermin; 2) Suche 
nach dem Beklagten; 
3) Zustellung von 
Gerichtsdokumenten; 
4) Erfüllung der 
Gerichtsentscheidung; 
5) Kostenersatz für 
treuhänderische 
Tätigkeit; 6) sonstige 
erforderliche und 
begründete Kosten.

Stempelgebühr 
3 %, mindestens 
aber 50 LTL (bei 
dinglichen 
Klagen, in denen 
die Forderung 
maximal 100 000 
LTL bzw. 29 000 
EUR beträgt).

Parteien eines 
Verfahrens entrichten 
10 LTL für jede 
zusätzliche Kopie 
eines 
Gerichtsdokuments 
und 1 LTL pro Seite.

Kosten im 
Zusammenhang mit 
der Anhörung: 1) 
Lokaltermin; 2) Suche 
nach dem Beklagten; 
3) Zustellung von 
Gerichtsdokumenten; 
4) Erfüllung der 
Gerichtsentscheidung; 
5) Kostenersatz für 
treuhänderische 
Tätigkeit; 6) sonstige 
erforderliche und 
begründete Kosten.

Ja

Letzte Aktualisierung: 08/11/2019

Fallstudie 4 – handelsrecht – vertragsrecht - Litauen
In dieser Fallstudie zum Handelsrecht (Vertragsrecht) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Verkäufer Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Unternehmen liefert Waren im Wert von 20 000 EUR. Der Käufer zahlt nicht, weil die Waren seiner Ansicht nach nicht 
dem entsprechen, was vereinbart war.
Der Verkäufer beschließt, auf Zahlung des vollen Kaufpreises zu klagen.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Unternehmen mit Sitz in Mitgliedstaat B liefert Waren im Wert von 20 000 EUR an einen Käufer in Mitgliedstaat A. Der 
Vertrag ist in der Sprache des Mitgliedstaats B abgefasst und unterliegt dem Recht dieses Staats. Der Käufer in Mitgliedstaat A zahlt nicht, weil die Waren 
seiner Ansicht nach nicht dem entsprechen, was vereinbart war. Der Verkäufer beschließt, in Mitgliedstaat A auf der Grundlage des geschlossenen 
Kaufvertrags auf Zahlung des vollen Kaufpreises zu klagen.



Rechtsanwalt, Gerichtsvollzieher und Sachverständiger

Fallstudie
Rechtsanwalt

Besteht Anwaltszwang? Durchschnittliche Kosten

Fall A
Nein Vgl. Abschnitt über die Gebührenordnung für Rechtsberufe in der 

Rubrik „Verfahrenskosten“.

Fall B

Fallstudie
Gerichtsvollzieher Sachverständiger

Muss der 
Gerichtsvollzieher in 
Anspruch genommen 
werden?

Kosten vor 
Urteilsverkündung

Kosten nach 
Urteilsverkündung

Muss ein Sachverständiger 
in Anspruch genommen 
werden?

Kosten

Fall A Nein Nein Nein. Der 
Gerichtsvollzieher wird erst 
nach Erlass eines 
vollstreckbaren Titels tätig.
Vollstreckungskosten: 1) 
600 LTL bei Forderungen 
zwischen 50 000 LTL (ca. 
15 000 EUR) und 
100 000 LTL (ca. 29 000 
EUR) plus 6 % (mindestens 
jedoch 4000 LTL) der 
vollstreckbaren Forderung 
als Vergütung und sonstige 
Vollstreckungskosten je 
nach Art und Anzahl der 
getroffenen Maßnahmen;
2) in Abhängigkeit von der 
Höhe der Forderung.

Das Gericht kann mit 
Einverständnis der Parteien 
in Fragen, die ein 
besonderes Wissen in 
Bereichen wie z.B. 
Wissenschaft, Medizin, 
Kunst, Technik oder 
Handwerk erfordern, einen 
Sachverständigen 
hinzuziehen oder ein 
Gutachten erstellen lassen.

Die antragstellende Partei 
muss eine Vorauszahlung 
in Höhe einer vom Gericht 
festgesetzten Summe 
leisten. Der Staat oder eine 
dazu autorisierte 
Einrichtung legt den 
Maximalbetrag fest. Die 
unterlegene Partei 
übernimmt die 
Gerichtskosten der 
obsiegenden Partei, auch 
wenn erstere nicht zur 
Zahlung von 
Gerichtskosten an den 
Staat verpflichtet ist.

Fall B Nein Nein Wie oben.

Kosten für Zeugenentschädigung, Sicherheitsleistungen und andere einschlägige Gebühren

Fallstudie
Zeugenentschädigung Sicherheitsleistung

Erhalten Zeugen eine 
Entschädigung?

Kosten Gibt es das? Wann und wie wird 
davon Gebrauch gemacht?

Kosten

Fall A Ja, die Zeugenentschädigungen 
zählen zu den 
Verhandlungskosten.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von 
Sachverständigen“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von 
Sachverständigen“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Das Gericht muss die materielle 
Situation der zahlungspflichtigen 
Partei berücksichtigen. Der Betrag 
hängt von der Art des Verfahrens 
ab und darf maximal 100 000 LTL 
ausmachen.

Fall B Wie oben Wie oben Wie oben Wie oben

Fallstudie
Andere Gebühren

Beschreibung Kosten

Fall A Sonstige Kosten: 1) Lokaltermin; 2) Suche nach dem Beklagten; 3) 
Zustellung von Gerichtsdokumenten; 4) Erfüllung der 
Gerichtsentscheidung; 5) Kostenersatz für treuhänderische 
Tätigkeiten; 6) sonstige erforderliche und begründete Kosten.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von Sachverständigen“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“. Die Kosten für die Suche nach dem 
Antragsgegner müssen von der Partei, die die Suche beantragt hat, 
oder vom Gericht übernommen werden.
Vgl. Abschnitt über Gerichtsvollzieherkosten.
Die Vertretungstätigkeit eines Treuhänders wird auf der Grundlage der 
vom Staat oder einer dazu autorisierten Einrichtung festgelegten Sätze 
und Verfahren vergütet. Die Vertretungskosten werden von der Partei 
getragen, auf deren Antrag ein Treuhänder bestellt wird. Die Kosten 
sind im Voraus zu bezahlen.

Fall B Wie oben Wie oben



Prozesskostenhilfe und andere Erstattungen

Fallstudie

Prozesskostenhilfe Erstattung

Wann und unter welchen Voraussetzungen wird Prozesskostenhilfe 
gewährt?

Kann die obsiegende Partei die Erstattung der Streitkosten verlangen?

Fall A
Prozesskostenhilfe ist nicht zulässig. Die obsiegende Partei kann sich die Prozesskosten von der 

unterlegenen Partei ersetzen lassen.

Fall B

Kosten für Übersetzungs- und Dolmetschleistungen

Fallstudie
Übersetzung Dolmetschen

Wann und unter welchen Voraussetzungen sind Übersetzungsleistungen 
notwendig?

Wann und unter welchen 
Voraussetzungen sind 
Dolmetschleistungen notwendig?

Ungefähre Kosten

Fall A Alle Gerichtsunterlagen und deren Anhänge müssen dem Gericht in der 
Amtssprache vorgelegt werden.

Personen, die der Amtssprache 
nicht mächtig sind, haben 
während des Verfahrens ein 
Anrecht auf Dolmetsch- bzw. 
Übersetzungsleistungen.

Die Kosten für Dolmetsch- und 
Übersetzungsleistungen trägt das 
Gericht aus Haushaltsmitteln.

Fall B Wie oben Wie oben

Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 5 – handelsrecht – haftung - Litauen
In dieser Fallstudie zum Handelsrecht (Haftung) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Kunden Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Hersteller von Heizgeräten liefert ein Heizgerät an einen Installateur. Der Installateur verkauft das Gerät weiter und 
installiert es im Haus des Kunden. Kurz danach bricht ein Brand aus. Alle Beteiligten (Heizgerätehersteller, Installateur, Kunde) sind versichert. Die Ursache 
des Feuers ist umstritten. Niemand will den Kunden entschädigen.
Der Kunde beschließt, Schadenersatzklage gegen den Heizgerätehersteller, den Installateur und die Versicherungsgesellschaften zu erheben.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Heizgerätehersteller in Mitgliedstaat B liefert ein Heizgerät an einen Installateur in Mitgliedstaat C. Der Installateur 
verkauft das Gerät weiter und installiert es im Haus des Kunden in Mitgliedstaat A. Kurz danach bricht ein Brand aus. Alle Beteiligten (Heizgerätehersteller, 
Installateur und Kunde) sind in ihrem eigenen Mitgliedstaat versichert. Die Ursache des Feuers ist umstritten. Niemand will den Kunden entschädigen.
Der Kunde beschließt, in Mitgliedstaat A Schadenersatzklage gegen den Heizgerätehersteller, den Installateur und die Versicherungsgesellschaft in 
Mitgliedstaat A zu erheben.
Kosten in Litauen
Kosten für erstinstanzliche Verfahren, Rechtsmittelverfahren und Verfahren der alternativen Streitschlichtung (ADR)

Fallstudie
Erstinstanzliches Verfahren Rechtsmittelverfahren

Gerichtsgebühren 
nach Eingang der 
Klage/des Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren Gerichtsgebühren 
nach Eingang der 
Klage/des Antrags

Ausfertigungsgebühren Andere Gebühren

Fall A Stempelgebühr 
3 %, mindestens 
aber 50 LTL (in 
dinglichen 
Klagen, in denen 
die Forderung 
maximal 100 000 
LTL bzw. 29 000 
EUR beträgt).

Parteien eines 
Verfahrens entrichten 
10 LTL für jede 
zusätzliche Kopie 
eines 
Gerichtsdokuments 
und 1 LTL pro Seite.

Kosten im 
Zusammenhang mit der 
Anhörung:
1) Lokaltermin;
2) Suche nach dem 
Beklagten;
3) Zustellung von 
Gerichtsdokumenten;
4) Erfüllung der 
Gerichtsentscheidung;
5) Kostenersatz für 
treuhänderische 
Verwaltung;
6) sonstige erforderliche 
und begründete Kosten.

Stempelgebühr 
3 %, mindestens 
aber 50 LTL (in 
dinglichen 
Klagen, in denen 
die Forderung 
maximal 100 000 
LTL bzw. 29 000 
EUR beträgt).

Parteien eines 
Verfahrens entrichten 
10 LTL für jede 
zusätzliche Kopie 
eines 
Gerichtsdokuments 
und 1 LTL pro Seite.

Kosten im 
Zusammenhang mit der 
Anhörung:
1) Lokaltermin;
2) Suche nach dem 
Beklagten;
3) Zustellung von 
Gerichtsdokumenten;
4) Erfüllung der 
Gerichtsentscheidung;
5) Kostenersatz für 
treuhänderische 
Verwaltung;
6) sonstige erforderliche 
und begründete Kosten.

Rechtsanwalt, Gerichtsvollzieher und Sachverständiger

Letzte Aktualisierung: 08/11/2019

Fallstudie 5 – handelsrecht – haftung - Litauen
In dieser Fallstudie zum Handelsrecht (Haftung) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Kunden Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Hersteller von Heizgeräten liefert ein Heizgerät an einen Installateur. Der Installateur verkauft das Gerät weiter und 
installiert es im Haus des Kunden. Kurz danach bricht ein Brand aus. Alle Beteiligten (Heizgerätehersteller, Installateur, Kunde) sind versichert. Die Ursache 
des Feuers ist umstritten. Niemand will den Kunden entschädigen.
Der Kunde beschließt, Schadenersatzklage gegen den Heizgerätehersteller, den Installateur und die Versicherungsgesellschaften zu erheben.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Heizgerätehersteller in Mitgliedstaat B liefert ein Heizgerät an einen Installateur in Mitgliedstaat C. Der Installateur 
verkauft das Gerät weiter und installiert es im Haus des Kunden in Mitgliedstaat A. Kurz danach bricht ein Brand aus. Alle Beteiligten (Heizgerätehersteller, 
Installateur und Kunde) sind in ihrem eigenen Mitgliedstaat versichert. Die Ursache des Feuers ist umstritten. Niemand will den Kunden entschädigen.
Der Kunde beschließt, in Mitgliedstaat A Schadenersatzklage gegen den Heizgerätehersteller, den Installateur und die Versicherungsgesellschaft in 
Mitgliedstaat A zu erheben.



Fallstudie Rechtsanwalt

Besteht Anwaltszwang? Durchschnittliche Kosten

Fall A
Nein Vgl. Abschnitt über die Gebührenordnung für Rechtsberufe in der 

Rubrik „Verfahrenskosten“.

Fall B

Fallstudie
Gerichtsvollzieher Sachverständiger

Muss der 
Gerichtsvollzieher in 
Anspruch genommen 
werden?

Kosten vor 
Urteilsverkündung

Kosten nach 
Urteilsverkündung

Muss ein Sachverständiger 
in Anspruch genommen 
werden?

Kosten

Fall A Nein Nein Nein. Der 
Gerichtsvollzieher wird erst 
nach Erlass eines 
vollstreckbaren Titels tätig.
Vollstreckungskosten: 1) 
600 LTL bei Forderungen 
zwischen 50 000 LTL (ca. 
15 000 EUR) und 
100 000 LTL (ca. 29 000 
EUR) plus 6 %, aber 
mindestens 4000 LTL der 
vollstreckbaren Forderung 
zuzüglich sonstiger 
Vollstreckungskosten je 
nach Art und Anzahl der 
getroffenen Maßnahmen.
2) Die Vergütung des 
Gerichtsvollziehers ist 
abhängig von der Höhe der 
Forderung.

Das Gericht kann mit 
Einverständnis der Parteien 
in Fragen, die ein 
besonderes Wissen in 
Bereichen wie z.B. 
Wissenschaft, Medizin, 
Kunst, Technik oder 
Handwerk erfordern, einen 
Sachverständigen 
hinzuziehen oder ein 
Gutachten erstellen lassen.

Die antragstellende Partei 
muss eine Vorauszahlung 
in Höhe einer vom Gericht 
festgesetzten Summe 
leisten. Der Staat oder eine 
dazu autorisierte 
Einrichtung legt den 
Maximalbetrag fest. Die 
unterlegene Partei 
übernimmt die 
Gerichtskosten der 
obsiegenden Partei, auch 
wenn erstere nicht zur 
Zahlung von 
Gerichtskosten an den 
Staat verpflichtet ist.

Fall B Nein Nein Wie in Fall A

Kosten für Zeugenentschädigung, Sicherheitsleistungen und andere einschlägige Gebühren

Fallstudie
Zeugenentschädigung Sicherheitsleistung

Erhalten Zeugen eine 
Entschädigung?

Kosten Gibt es das? Wann und wie wird 
davon Gebrauch gemacht?

Kosten

Fall A Ja, die Zeugenentschädigungen 
zählen zu den 
Verhandlungskosten.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von 
Sachverständigen“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von 
Sachverständigen“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Das Gericht muss die materielle 
Situation der zahlungspflichtigen 
Partei berücksichtigen. Der Betrag 
hängt von der Art des Verfahrens 
ab und darf maximal 100 000 LTL 
ausmachen.

Fallstudie
Andere Gebühren

Beschreibung Kosten

Fall A Sonstige Kosten: 1) Lokaltermin; 2) Suche nach dem Beklagten; 3) 
Zustellung von Gerichtsdokumenten; 4) Erfüllung der 
Gerichtsentscheidung; 5) Kostenersatz für treuhänderische 
Verwaltung; 6) sonstige erforderliche und begründete Kosten.

Vgl. Abschnitt „Vergütung von Sachverständigen“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“. Die Kosten für die Suche nach dem 
Antragsgegner müssen von der Partei, die die Suche beantragt hat, 
oder vom Gericht übernommen werden.
Vgl. Abschnitt über Gerichtsvollzieherkosten.
Die Vertretungstätigkeit eines Treuhänders wird auf der Grundlage der 
vom Staat oder einer dazu autorisierten Einrichtung festgelegten Sätze 
und Verfahren vergütet. Die Vertretungskosten werden von der Partei 
getragen, auf deren Antrag ein Treuhänder bestellt wird. Die Kosten 
sind im Voraus zu bezahlen.

Fall B

Prozesskostenhilfe und andere Erstattungen



Fallstudie

Prozesskostenhilfe

Wann und unter welchen Voraussetzungen 
wird Prozesskostenhilfe gewährt?

Wann erfolgt eine komplette 
Kostenübernahme?

Voraussetzungen?

Fall A Zum Anspruch auf primäre Prozesskostenhilfe 
siehe Abschnitt „Prozesskostenhilfe“ in der 
Rubrik „Verfahrenskosten.
Zum Anspruch auf sekundäre 
Prozesskostenhilfe siehe Abschnitt 
„Prozesskostenhilfe“ in der Rubrik 
„Verfahrenskosten“.

Bei der primären Prozesskostenhilfe 
übernimmt der Staat 100 % der Kosten.
Bei der sekundären Prozesskostenhilfe 
werden Vermögen und Einkommen einer 
Person berücksichtigt (vgl. Abschnitt über 
Prozesskostenhilfe).

Personen, die primäre Prozesskostenhilfe 
erhalten möchten, können bei der für ihren 
Wohnort zuständigen Kommunalbehörde 
einen entsprechenden Antrag stellen.
Personen, die sekundäre Prozesskostenhilfe 
erhalten möchten, müssen bei der 
Antragstellung Nachweise für ihre 
Anspruchsberechtigung vorlegen.

Fall B Wie in Fall A Wie in Fall A Wie in Fall A

Fallstudie
Erstattung

Kann die obsiegende Partei die Erstattung der 
Streitkosten verlangen?

Welche Kosten sind nicht erstattungsfähig? Gibt es Fälle, in denen die Prozesskostenhilfe 
zurückzuzahlen ist?

Fall A Die obsiegende Partei kann sich die 
Prozesskosten von der unterlegenen Partei 
ersetzen lassen.

Die staatlich gewährte Prozesskostenhilfe darf 
weder Kosten abdecken, die von der 
unterlegenen Partei getragen werden müssen, 
noch Kosten, die im Rahmen des 
Vollstreckungsverfahrens angefallen sind.

Wenn aus den in Artikel 23 Absatz 1 
Unterabsätze 1, 2 und 6 des einschlägigen 
Gesetzes genannten Gründen keine 
sekundäre Prozesskostenhilfe mehr gewährt 
wird. Die Kosten können von der Person, der 
die Prozesskostenhilfe gewährt wurde, mittels 
des gesetzlich vorgesehenen Verfahrens 
zurückgefordert werden.
Steht nach der Kostenübernahme eine 
Versicherung für die Kosten ein, ist die 
sekundäre Prozesskostenhilfe dem 
Staatshaushalt binnen eines Monats nach 
Erhalt der Versicherungszahlung unter 
Berücksichtigung des vom Justizminister 
festgelegten Verfahrens zurückzuerstatten. 
Erstattet die betreffende Person die Kosten 
nicht zurück, werden sie nach dem geltenden 
Verfahren eingezogen.
Wird sekundäre Prozesskostenhilfe nach 
Artikel 12 Unterabsatz 6 des einschlägigen 
Gesetzes gewährt und ändern sich die 
Umstände (Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 1), 
muss die betreffende Person die sekundäre 
Prozesskostenhilfe dem Staatshaushalt 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist 
zurückerstatten  Erstattet die betreffende .
Person die Kosten nicht zurück, werden sie 
nach dem geltenden Verfahren eingezogen.
Wenn 50 % der sekundären 
Prozesskostenhilfe vom Staat übernommen 
werden und der Antragsteller innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist seiner Verpflichtung 
zur Zahlung der anderen 50 % der Kosten des 
Zivil- oder Verwaltungsverfahrens nicht 
nachkommt, kann die Rechtssache ohne 
Gerichtsentscheidung eingestellt werden. In 
diesem Fall muss der Antragsteller dem 
Staatshaushalt die sekundäre 
Prozesskostenhilfe innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist zurückerstatten.
Muss sekundäre Prozesskostenhilfe 
eingezogen werden, ist eine Vertretung des 
Staats durch die zuständige Behörde 
erforderlich.

Fall B Wie in Fall A Wie in Fall A



Kosten für Übersetzungs- und Dolmetschleistungen

Fallstudie
Übersetzung Dolmetschen

Wann und unter welchen 
Voraussetzungen sind 
Übersetzungsleistungen 
notwendig?

Ungefähre Kosten Wann und unter welchen 
Voraussetzungen sind 
Dolmetschleistungen notwendig?

Ungefähre Kosten

Fall A Alle Gerichtsunterlagen und deren 
Anhänge müssen dem Gericht in 
der Amtssprache vorgelegt 
werden.

Eine Partei, deren 
Gerichtsunterlagen in eine 
Fremdsprache übersetzt werden 
müssen, muss zur Deckung der 
Gerichtskosten eine vom Gericht 
festgesetzte Vorauszahlung 
leisten. Beantragen beide Parteien 
eine Übersetzung, wird die 
Vorauszahlung von den Parteien 
zu gleichen Teilen getragen.

Personen, die der Amtssprache 
nicht mächtig sind, haben während 
des Verfahrens ein Anrecht auf 
Dolmetsch- bzw. 
Übersetzungsleistungen.

Die Kosten für Dolmetsch- und 
Übersetzungsleistungen trägt das 
Gericht aus Haushaltsmitteln.

Fall B Entsprechend der nationalen 
Situation

Entsprechend der nationalen 
Situation

Entsprechend der nationalen 
Situation

Entsprechend der nationalen 
Situation
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